[image: image2.png]


 Fraktion im Rat der Stadt Büren
[image: image1.png]


 Fraktion im Rat der Stadt Büren

Stellungnahme zum TOP 6 der Ratssitzung vom 16.02.2006

Ich selbst bin an dieser Stelle nach wie vor unsicher, ob und wie es uns gelingen kann, das Nebeneinander von rechtlichen Vorgaben und persönlichen Bedürfnissen so in Einklang zu bringen, dass beide Seiten sich wieder finden und die gefundene Lösung akzeptieren können.

Das Hauptziel, das wir alle verfolgen ist, die Eigenständigkeit des Rates und die Lebenswirklichkeit mit den eben genannten Vorgaben, wenn nicht zur Deckung, so doch einander näher zu bringen.

Wie sieht aber die Lebenswirklichkeit aus? 
Sie besteht für den Rat in einer zunehmenden Komplexität der zu entscheidenden Sachverhalte sowie durch einen hohen öffentlichen Druck, der an die Ratsmitglieder herangetragen wird.

Ich stelle fest, dass sich die SPD Fraktion (und ich darf das sicherlich hier deutlich sagen) dass sich die SPD Fraktion und die Kolleginnen und Kollegen der anderen Fraktionen nicht hinter gesetzlichen Regelungen verstecken und insbesondere auch Mut zu Entscheidungen haben.

Lassen wir uns doch nichts vormachen. 
Gerade die Dauer des Verfahrens, die durchgeführten Offenlagen und der immer wieder hinterfragte Entscheidungsprozess dokumentieren doch deutlich, dass sich alle ihrer Verantwortung bewusst sind. 
Der von der einen Seite gemachte Vorwurf, die Stadt Büren und damit der Rat verfolge eine ausgesprochen windkraftfreundliche Politik muss in diesem Zusammenhang von uns nicht näher bewertet und kommentiert werden. Auch der Vorwurf der anderen Seite, man verschließe sich einer sachgerechten und umfassenden Auseinandersetzung mit diesem Thema muss nicht näher dargelegt werden. 

Diese Unterstellungen hindern uns aber nicht daran, mit dem Thema weiterhin sachgerecht umzugehen.

Alle am Verfahren Beteiligten sollten nur so ehrlich sein einzugestehen, dass dieses Fachgebiet Windkraft keinen Spielraum dafür lässt, rechtssicher und verlässlich Abwägungen so zu treffen, dass möglichst wenig Widerstand – von welcher Seite auch immer – zu erwarten ist. 
Es ist aber eine sachgerechte und abgewogene Entscheidung zu treffen.

Wir von der SPD empfinden es auch nicht als Drohung, wenn von Seiten der Windkraftbefürworter und/oder Windkraftgegner immer wieder ins Feld geführt wird, dass eine gerichtliche Überprüfung des Ratsbeschlusses dennoch zu einer unterschiedlichen Bewertung kommen kann.
Auch das wissen und respektieren wir, da wir uns mit dem Sachverhalt intensiv auseinandergesetzt haben.

Kein Verständnis haben wir jedoch für einschüchternde Hinweise im Vorfeld, man mache sich Schadensersatzpflichtig, wenn man nicht die richtige – nämlich die gewünschte - Entscheidung treffe.

Wir von der SPD Fraktion wägen sachgerecht ab und verfolgen keine Partikularinteressen. Die Drohung läuft auch deshalb ins Leere, da wir den Vorwurf zurückweisen, man habe bewusst grob fahrlässig gehandelt.

Gerade beim Thema Windkraft können wir das öffentliche Interesse durchaus nachvollziehen, aber ich denke schon, dass sich die Kommunalpolitik bei so komplexen Themen mit einer folgenschweren rechtlichen Bedeutung davon frei machen darf, die Verwaltung und die beauftragten Experten und Gutachter in ihrer Fachlichkeit übertreffen zu wollen. 
Ich sage bewusst in der Fachlichkeit zu übertreffen, um nicht dem Vorwurf ausgesetzt zu sein, man, ich zitiere einen Rechtsanwalt: „man kneife und würde sich einer verantwortlichen Abwägung schlichtweg verweigern und tue so, als seien einem die Hände gebunden“.

Nun zum konkreten Verfahren:

Unter Berücksichtigung der vorhandenen luftverkehrsrechtlichen Genehmigung des Segelflughafens Büren erkennen wir die Notwendigkeit, die im bisherigen Änderungsentwurf vorgesehenen Erweiterungsflächen im Norden und Nordosten der Konzentrationszone Weiberg ersatzlos zu streichen. Eine alternative Verlegung der Platzrunde scheidet aus, da dadurch der Flughafen Paderborn-Lippstadt tangiert würde.

Zur diskutierten Ausdehnung der Konzentrationszone Weiberg auf 2 Teilflächen nach Süden in Richtung Ortslage Weiberg vertreten wir die Auffassung, dass nach Abwägung aller Aspekte, die bauleitplanerische Einschränkung für die Ortslage Weiberg als schwerwiegend eingestuft werden sollte. Die perspektivische Ortsentwicklung von Weiberg würde unverhältnismäßig behindert. Hier ist auch auf den vorhandenen Bebauungsplan „Boome“ hinzuweisen.

Die Errichtung eines weiteren Vorranggebietes zwischen Büren, Barkhausen, Siddinghausen und Weine entspricht nach unserer Abwägung nicht den bauleitplanerischen Zielen unserer Stadt. Berücksichtigung bei dieser Abwägung hat auch gefunden, dass 4 Siedlungsbereiche unverhältnismäßig betroffen wären.

Abschließend ist festzuhalten, dass wir von der SPD Fraktion schon erkennen, dass die Bewertung der Untersuchungsgebiete objektiv und schlüssig durchgeführt wurde und dass das vorliegende Ergebnis uns ein hohes Maß an Rechtssicherheit geben kann. 
Wir stimmen daher der 70. Änderung des Flächennutzungsplanes in der dargestellten Form zu.
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